
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, den 29. Juni 2012 

 
 

Mandantenbrief Juli 2012 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Allgemeines 

· Verfassungswidrigkeit eines sog. Treaty override 

· Die E-Bilanz kommt wie geplant - alle Erleichterungen gelten auf Dauer 
 

Einkommensteuer 

· Geltendmachung eines Investitionsabzugsbetrags nach Abschluss der begünstigten 
Investition 
 

Lohn und Gehalt 

· Nachforderung von Gesamtsozialversicherungsbeiträgen bei möglicherweise illegalem 
Beschäftigungsverhältnis 

· Anpassung der Betriebsrente 
 

Umsatzsteuer 

· Umsatzsteuer; Beleg- und Buchnachweispflichten bei der Steuerbefreiung für innerge-
meinschaftliche Lieferungen (§ 4 Nr. 1 Buchst. b, § 6a UStG) 
 

Erbschaft- und Schenkungsteuer 

· Schenkung an den Ehegatten durch Zahlungen auf ein Oder-Konto 
 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung Juli und August 2012 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.7.20121 10.8.20122 
Umsatzsteuer 10.7.20123 10.8.20124 
Ende der Schonfrist   Überwei-
sung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

13.7.2012 13.8.2012 

6.7.2012 7.8.2012 

Gewerbesteuer Entfällt 15.8.20127 
Grundsteuer Entfällt 15.8.20127 
Ende der Schonfrist   Überwei-
sung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

Entfällt 
 

Entfällt 

20.8.20127 
 

10.8.2012 

Sozialversicherung8 27.7.2012 29.8.2012 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertrag-

steuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3  Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfrist-

verlängerung) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-

längerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 In Bundesländern, in denen der 15.8.2012 ein Feiertag ist, gilt der 16.8.2012 als Fälligkeitstermin mit einer Schonfrist 
20.8.2012. 

8 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 25.7./27.8.2012) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch 
extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Allgemeines 
Ablauf der Verjährungsfristen bei Antrag auf Verschiebung einer Außenprüfung 
Steuerbescheide können nach Ablauf der gesetzlichen Verjährungsfristen nicht mehr geändert wer-
den. Wird vor Ablauf der Frist mit einer Außenprüfung begonnen, verlängert sich die Möglichkeit zur 
Änderung von Steuerbescheiden bis zum Ende des vierten Jahres nach dem Abschluss der Außen-
prüfung. Gleiches gilt, wenn der Beginn einer Außenprüfung auf Antrag des Betroffenen hinausge-
schoben wird. Liegen andererseits die Gründe für den verzögerten Beginn der Außenprüfung in der 
Sphäre des Finanzamts, laufen die Verjährungsfristen ab. Haben die Ursachen für den hinausgescho-
benen Prüfungsbeginn sowohl der Betroffene als auch die Finanzverwaltung zu vertreten, kommt es 
ausschließlich darauf an, welche Gründe für das Hinausschieben zum Zeitpunkt der Antragstellung 
maßgeblich waren. 
Unter Beachtung dieser Rahmenbedingungen ist im anschließend geschilderten Fall der Antrag des 
Betroffenen auf ein Auswertungsverbot von Ergebnissen einer Betriebsprüfung vom Bundesfinanzhof 
abgelehnt worden. 
Auf eine im November 1996 angeordnete Betriebsprüfung für die Jahre 1991 bis 1993 beantragte das 
Unternehmen ohne Nennung von Gründen ein Hinausschieben des für Dezember 1996 vorgesehenen 
Prüfungsbeginns. Der Antrag war zeitlich nicht befristet. Das Finanzamt gab dem Antrag statt. Die 
Prüfung begann im Februar 2000 und endete ein Jahr später. Die geänderten Steuerbescheide folg-
ten erst im Mai 2004. 
Da vor Ablauf der Fristen zur Festsetzung der jeweiligen Steuern einem Antrag auf Hinausschieben 
der Prüfung stattgegeben wurde, liefen die Fristen zur Auswertung der Prüfungsergebnisse und zur 
Festsetzung der daraufhin festzusetzenden Steuern erst vier Jahre nach Abschluss der Prüfung 
(2001), also am 31.12.2005 ab. 
 

Verfassungswidrigkeit eines sog. Treaty override 
Der Bundesfinanzhof hat dem Bundesverfassungsgericht die Frage vorlegt, ob eine Vorschrift im Ein-
kommensteuergesetz, die eine Besteuerung von Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit eines unbe-
schränkt steuerpflichtigen Arbeitnehmers in Deutschland auch dann vorsieht, wenn die Besteuerung 
einem anderen Staat zusteht, der von seinem Besteuerungsrecht aber keinen Gebrauch macht und 
der Arbeitnehmer nicht nachweisen kann, dass der andere Staat auf das Besteuerungsrecht verzichtet 
hat oder in dem anderen Staat Steuer entrichtet worden ist. 
Hintergrund für das Normenkontrollersuchen war und ist, dass ein Geschäftsführer und Arbeitnehmer 
für eine inländische Kapitalgesellschaft in der Türkei gearbeitet und für den Arbeitslohn Steuerbefrei-
ung in Deutschland beantragt hatte. Diese verwehrte ihm das Finanzamt, weil er nicht nachweisen 
konnte, dass die Türkei auf das Besteuerungsrecht verzichtet hatte. 
 
Die E-Bilanz kommt wie geplant - alle Erleichterungen gelten auf Dauer 
Bundesministerium der Finanzen, Pressemitteilung vom 30.05.2012 
Nach Ablauf der Projektphase und sowohl umfangreichen als auch erfolgreichen Konsultationen zwi-
schen der Bundesregierung und den Nutzern der E-Bilanz kann jetzt auch im Bereich der Bilanzen 
das digitale Zeitalter beginnen: Mit der Einführung der E-Bilanz wird die Kommunikation zwischen 
Finanzverwaltung und Unternehmen den Entwicklungen der letzten Jahrzehnte folgen. Spätestens bis 
2013 soll sie komplett elektronisch erfolgen. Papierbasierte Verfahrensabläufe gehören dann endgül-
tig der Vergangenheit an. Die E-Bilanz wird wie geplant kommen und die Wirtschaftsteilnehmer kön-
nen auf bereits getätigte Investitionen vertrauen. 
 

Einkommensteuer 
Geltendmachung eines Investitionsabzugsbetrags nach Abschluss der begünstigten Investiti-
on 
Für Unternehmer, die ihren Gewinn mittels Einnahme-Überschussrechnung ermitteln, ergeben sich 
aufgrund einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs Gestaltungsmöglichkeiten: 
· Es ist aus der Sicht am Ende des Gewinnermittlungszeitraums zu beurteilen, ob eine „künftige“ 

Anschaffung gegeben ist, für die ein Investitionsabzugsbetrag geltend gemacht wird. 
· Das Wahlrecht kann noch nach Einlegung eines Einspruchs ausgeübt werden. 
· Der Unternehmer muss nicht schon im Zeitpunkt der Anschaffung eines Wirtschaftsguts die 

Absicht gehabt haben, einen Investitionsabzugsbetrag geltend zu machen. 



 
Reinvestitionsfrist und Anforderungen an Investitionsabsicht bei Rücklage für Ersatzbeschaf-
fung 
Scheidet ein Wirtschaftsgut durch höhere Gewalt (z. B. Brand) aus dem Betriebsvermögen aus, kann 
zur Vermeidung der Aufdeckung von stillen Reserven eine Rücklage für Ersatzbeschaffung gebildet 
werden. Voraussetzung ist u. a., dass innerhalb einer bestimmten Frist ein funktionsgleiches Wirt-
schaftsgut angeschafft oder hergestellt wird. 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die Reinvestition innerhalb von vier Jahren, bei Herstel-
lung eines neuen funktionsgleichen Gebäudes innerhalb von sechs Jahren nach Bildung der Rücklage 
erfolgen muss. Wird die Investitionsabsicht vor Ablauf der Frist aufgegeben, ist die Rücklage im Zeit-
punkt der Aufgabe der Absicht aufzulösen. In allen anderen Fällen ist die Gewinn erhöhende Auflö-
sung der Rücklage bei Fristablauf vorzunehmen. 
 

Aufwendungen für Auslandsgruppenreise als Werbungskosten 
Ob ein beruflicher Anlass für eine Auslandsgruppenreise vorliegt, hängt von der fachlichen Organisa-
tion des Programms und den besonderen beruflichen Bedürfnissen der Teilnehmer ab. Wesentlich ist 
auch, dass es sich um einen homogenen Teilnehmerkreis handelt. Die Aufteilung von Aufwendungen 
für eine solche Reise in einen beruflichen und privaten Anteil richtet sich nach den hierfür von der 
Rechtsprechung entwickelten Grundsätzen. Eine solche Trennung setzt allerdings voraus, dass es 
überhaupt möglich ist, Aufwendungen in einen beruflichen und privaten Anteil zu trennen. 
Bei einer Chinareise, bei der fast ausschließlich touristisch interessante Orte und Sehenswürdigkeiten 
besucht werden und die keinen unmittelbaren Bezug zu einer beruflichen Tätigkeit hat, ist eine derar-
tige Aufteilung nicht möglich. Auch wenn mit der Teilnahme an einer solchen Reise eine allgemeine 
Verpflichtung zur beruflichen Fortbildung erfüllt oder die Reise von einem Fachverband angeboten 
wird, ändert sich an dieser Beurteilung nichts. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
 

Lohn und Gehalt 
Nachforderung von Gesamtsozialversicherungsbeiträgen bei möglicherweise illegalem Be-
schäftigungsverhältnis 
Bei Verletzung objektiver zentraler arbeitgeberbezogener Pflichten des Sozialversicherungsrechts, wie 
Zahlungs-, Melde-, Aufzeichnungs- und Nachweispflichten, ist für die Annahme der Illegalität des Be-
schäftigungsverhältnisses ein zumindest bedingter Vorsatz des Arbeitsgebers erforderlich. So ent-
schied das Bundessozialgericht im Falle eines Baggerbetriebs, der einen nicht bei der Sozialversiche-
rung gemeldeten Polen auf der Grundlage eines Subunternehmervertrags beschäftigt hatte. 
Bei einer Betriebsprüfung wurde ein illegales Beschäftigungsverhältnis angenommen und zur Ermitt-
lung der Beitragsbemessungsgrundlage das dem Polen zugewandte Nettoentgelt auf ein Bruttoar-
beitsentgelt hochgerechnet. Möglicherweise zu Unrecht, wie das Gericht nun entschied. Zwar lag ein 
Verstoß gegen zentrale arbeitgeberbezogene Pflichten des Sozialversicherungsrechts vor, es habe 
jedoch keine Überzeugungsbildung zu der Frage stattgefunden, ob bei dem Arbeitgeber ein auf diese 
Pflichten und die Nichtabführung von Beiträgen gerichteter Vorsatz bestand. Diese Feststellung muss 
das Landessozialgericht nun nachholen und die Hochrechnung anschließend überprüfen. 

Anpassung der Betriebsrente 
Bei Gewährung einer betrieblichen Altersrente sind Arbeitgeber verpflichtet, alle drei Jahre eine An-
passung der laufenden Leistungen zu prüfen und hierüber nach billigem Ermessen zu entscheiden. 
Dadurch soll gewährleistet werden, dass dem betreffenden Arbeitnehmer der reale Wert der Betriebs-
rente erhalten bleibt. Hierzu hat das Bundesarbeitsgericht entschieden, dass der Arbeitgeber als Ver-
sorgungsschuldner dafür zu sorgen habe, dass ein seit Rentenbeginn sich ergebender Kaufkraftver-
lust ausgeglichen, also das ursprüngliche Verhältnis von Leistung und Gegenleistung wieder herge-
stellt werde. Dies gelte auch dann, wenn der zu betrachtende Prüfungszeitraum sowohl Zeiträume vor 
dem 1.1.2003 als auch Zeiträume nach dem 31.12.2002 erfasse. In diesem Falle könne der zutreffen-
de Betrag ggf. im Wege der sog. Rückrechnungsmethode aus dem Verbraucherpreisindex für 
Deutschland und dem zuvor maßgeblichen Preisindex für die Lebenshaltung von Vierpersonenhaus-
halten von Arbeitern und Angestellten mit mittlerem Einkommen ermittelt werden. 
 



 
Freistellung zur Pflege eines Angehörigen kann nur ein Mal verlangt werden 
In Betrieben mit mehr als 15 Arbeitnehmern können die Beschäftigten eine Freistellung von der Arbeit 
verlangen, wenn sie einen nahen Angehörigen pflegen müssen. Sie können diese Freistellung aller-
dings nur ein Mal verlangen, und zwar für einen Zeitraum von maximal sechs Monaten. Eine „Auftei-
lung“ auf mehrere Pflegezeiträume ist grundsätzlich nicht möglich. Dies musste ein Betriebsmittelkon-
strukteur erfahren, der bei seinem Arbeitgeber im Jahre 2009 zunächst eine Arbeitsfreistellung für 
fünf Tage beantragt und gewährt bekommen hatte, danach aber weitere Freistellungen verlangte. Der 
Arbeitgeber stellte sich auf den Standpunkt, durch die einmalige Beantragung und Gewährung der 
Freistellung sei der gesetzliche Anspruch des Arbeitnehmers erloschen, auch wenn jener die 
sechs Monate nicht ausgeschöpft habe. Der betreffende Arbeitnehmer klagte, verlor aber in allen In-
stanzen, zuletzt vor dem Bundesarbeitsgericht. Nach Ansicht des Gerichts handelt es sich bei dem 
betreffenden Antrag des Arbeitnehmers um ein einmaliges Gestaltungsrecht, welches auch dann er-
lischt, wenn der Arbeitnehmer nur wenige Freistellungstage in Anspruch nimmt. Offen gelassen hat 
das Bundesarbeitsgericht dabei, ob der Arbeitnehmer seine vollen Freistellungsansprüche hätte si-
chern können, wenn er die Pflegezeit durch einmalige Erklärung auf mehrere getrennte Zeitabschnitte 
verteilt hätte. 

 
Umsatzsteuer 
Vorsteuerabzug setzt eindeutige und leicht nachprüfbare Identifizierung der abgerechneten 
Leistung voraus 
Der Bundesfinanzhof hat seine ständige Rechtsprechung bestätigt, wonach eine Rechnung bzw. Gut-
schrift nur dann zum Vorsteuerabzug berechtigt, wenn sie eine eindeutige und leicht nachprüfbare 
Identifizierung der abgerechneten Leistung enthält. Diese Anforderung erfüllt die Angabe „zur De-
ckung Ihrer erhaltenen Vorauszahlungen“ in einer Gutschrift jedenfalls dann nicht, wenn nicht erkenn-
bar ist, auf welchen Zeitraum und welche konkreten Leistungen sich die Vorauszahlungen beziehen. 

Eröffnung des Insolvenzverfahrens führt noch nicht zur Vorsteuerberichtigung 
Veräußert der Insolvenzverwalter umsatzsteuerfrei ein Grundstück, das zuvor vom Schuldner umsatz-
steuerpflichtig mit Vorsteuerabzug erworben worden war, führt erst die Veräußerung zu einer Ände-
rung der Verhältnisse. Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens ändert die tatsächliche Verwendung 
nicht und führt noch nicht zu einer Vorsteuerberichtigung. Der sich aus der Vorsteuerberichtigung 
ergebende Anspruch des Finanzamts stellt deshalb eine in voller Höhe zu bedienende Masseverbind-
lichkeit (und keine nur mit der Insolvenzquote zu bedienende Insolvenzforderung) dar. Die Vorsteuer 
ist im Fall der Veräußerung innerhalb eines Zehn-Jahres-Zeitraums nach Anschaffung zeitanteilig zu 
berichtigen. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
 
Umsatzsteuer; Beleg- und Buchnachweispflichten bei der Steuerbefreiung für innergemein-
schaftliche Lieferungen (§ 4 Nr. 1 Buchst. b, § 6a UStG) 
Bundesministerium der Finanzen, IV D 3 - S-7141 / 11 / 10003-06, Schreiben (koordinierter Länderer-
lass) vom 01.06.2012 
Für bis zum Inkrafttreten einer erneuten Änderung des § 17a UStDV ausgeführte innergemeinschaftli-
che Lieferungen wird es nicht beanstandet, wenn der Nachweis der Steuerbefreiung noch auf der 
Grundlage der bis 31. Dezember 2011 geltenden Rechtslage geführt wird. 
 

Erbschaft- und Schenkungsteuer 
Schenkung an den Ehegatten durch Zahlungen auf ein Oder-Konto 
Zahlungen eines Ehegatten auf ein Gemeinschaftskonto (sog. Oder-Konto) können zu einer der 
Schenkungsteuer unterliegenden Zuwendung an den anderen Ehegatten führen. Maßgebend ist, ob 
der nicht einzahlende Ehepartner nach den Vereinbarungen der Eheleute und der Verwendung des 
Guthabens zur Hälfte am Kontoguthaben beteiligt ist. Je häufiger der nicht einzahlende Ehegatte auf 
das Guthaben des Gemeinschaftskontos zugreift, um eigenes Vermögen zu schaffen, umso stärker 
spricht dieses Verhalten für eine Schenkung. Das Finanzamt muss anhand objektiver Tatsachen 
nachweisen, dass der nicht einzahlende Ehegatte im Verhältnis zu seinem Ehepartner tatsächlich und 
rechtlich frei zur Hälfte über das eingezahlte Guthaben verfügen kann. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 


